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Gesetzgebungskompetenzen 

Fall 1 

Der Bund und das Bundesland L verabschieden gleich lautende Gesetze. 

Bearbeitervermerk: 

Welches ist gültig? 

Fall 2 

Der Bund erlässt ein Staatshaftungsgesetz. 

Bearbeitervermerk: 

1. Muss die Erforderlichkeit des Gesetzes nachgewiesen werden? 

2. Dürfen die Länder von dem Staatshaftungsgesetz durch Landesgesetz abweichen? 

3. Muss der Bundesrat dem Staatshaftungsgesetz zustimmen? 

Fall 3 

Der Bund beabsichtigt, ein Gesetz über die Staatshaftung in Bund und Ländern zu er-

lassen. Nachdem der Bundestag das Gesetz beschlossen hat und dieses dem Bundes-

rat zwecks Zustimmung zugeleitet wird, beschließt das Land X ein eigenes Staatshaf-

tungsgesetz, welches am Tag nach seiner Verkündung in Kraft tritt. 

Bearbeitervermerk: 

Kann der Bürger B, der eine Woche nach Inkrafttreten des Landesgesetzes durch einen 

Landesbeamten geschädigt wird, Ansprüche aus diesem Gesetz herleiten? 

Fall 4 

Welche der folgenden Stellen ist gesetzesinitiativberechtigt? 

1.  Der Bundeskanzler? 

2.  Der Bundesminister der Justiz? 

3.  Die Bundesregierung? 

4.  Die Fraktion F im Bundestag? 

5.  Der Abgeordnete A? 

6.  50 Abgeordnete verschiedener Fraktionen? 

7.  Die Landesregierung L? 
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8.  Der Bundesrat? 

9.  Das Bundesverfassungsgericht? 

10. Der einzelne Bürger? 

11. Das Staatsvolk? 

Fall 5 

Wonach entscheidet sich, ob ein Gesetz Einspruchs- oder Zustimmungsgesetz ist? 

Fall 6 

1. Am 1.2.2007 wird ein neues Bundesjagdgesetz im Bundesgesetzblatt verkündet. 

Wann tritt dieses in Kraft, wenn es an einer ausdrücklichen Regelung dazu fehlt? 

2. Das Land X beschließt ein abweichendes Landesjagdgesetz. Wann tritt dieses in 

Kraft? 

3. Der Bund beschließt daraufhin erneut ein Bundesjagdgesetz. Welcher Zeitraum muss 

nun zwischen Verkündung und Inkrafttreten liegen? 

4. Ein Bundesgesetz wird sowohl auf die Kompetenz des Art. 74 Abs. 1 Nr. 29 (Natur-

schutz) als auch auf die Kompetenz nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG (Lärmbekämpfung) 

gestützt. Wann tritt das Gesetz in Kraft? 

Fall 7 

§ 12 eines im Jahr 2011 verabschiedeten Bundesgesetzes sieht vor: „Dieses Gesetz 

tritt am 1.1.2012 in Kraft und am 31.12.2018 außer Kraft.“ 

Bearbeitervermerk: 

1. Um was für eine Art von Gesetz handelt es sich? 

2. Ist dieses Gesetz mit dem Grundgesetz vereinbar? 

3. Muss das Gesetz noch einmal das gesamte Gesetzgebungsverfahren durchlaufen, 

wenn es im Jahr 2017 verlängert werden soll? 


